Die Frauenkommission SGB

veranstaltete am 13. Oktoher 1968 im Tscharner-Gut in Bern-Bethlehem eine grosse gewerkschaftliche Frauentagung, die als Beitrag zum Jahr der Menschenrechte gedacht war und im Zeichen des Kampfes gegen die Diskriminierung der Frau stand. An der von Edith Rüefli, Präsidentin der Frauenkommission, geleiteten Tagung sprachen Bundesrichter Harald Huber über „Brauchen wir eine Totalrevision der Bundesverfassung?“, Jean Möri über „Die Menschenrechte“ und Maria Zaugg-Alt über „Die Gewerkschafterin und das Jahr der Menschenrechte“. Die gehaltvollen Referate fanden grossen Anklang, ebenso die Begrüssungsansprachen des Präsidenten des Gewerkschaftsbundes, Hermann Leuenberger, und der Vertreterin des IBFG, Marcelle Dehareng. Die gut besuchte Tagung endete mit der Annahme einer Resolution folgenden Inhaltes: 

Die Frauenkonferenz des SGB vom 13. Oktober 1968 in Bern spricht dem Gewerkschaftsbund ihren Dank aus für seine ständigen Bemühungen um die Verwirklichung der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Gleichberechtigung der Frau.
Sie hat einstimmig beschlossen, das Postulat von Nationalrat Hermann Leuenberger, Präsident des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes, zu unterstützen, in welchem der Bundesrat eingeladen wird, „eine eidgenössische Kommission zur Abklärung der Stellung der Schweizer Frau auf wirtschaftlichem, politischem, kulturellem und sozialem Gebiet einzusetzen. Die Kommission hat dem Bundesrat und den eidgenössischen Räten Vorschläge für die rechtliche und tatsächliche Besserstellung der Frauen zu unterbreiten“.

Die berufstätigen Frauen erstreben nachdrücklich die Beseitigung der entwürdigenden politischen Diskriminierung der Frau im Bund und in jenen Kantonen und Gemeinden, in denen ihnen die politischen Rechte noch nicht gewährleistet sind. Wenn sie sich zugleich entschieden gegen die Absicht des Bundesrates wenden, die europäische Menschenrechtskonvention mit Vorbehalten zu ratifizieren, so deshalb, weil ein solches Vorgehen die Verwirklichung der politischen Gleichberechtigung der Schweizerinnen verzögern könnte.

Die Konferenz erwartet vom Bundesrat und von den eidgenössischen Räten einen konkreten Beitrag zum Jahr der Menschenrechte, indem diese der Eingabe des Gewerkschaftsbundes Folge geben und die internationalen Arbeitsübereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts, Nr.98 über das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen, Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit wie auch die Europäische Sozial-Charta ratifizieren.

Die Frauenkommission trat zu zwei Sitzungen zusammen, an denen Dr. Wegmann (BIGA) über den Vollzug des Arbeitsgesetzes und Giacomo Bernasconi über die Neuordnung der Krankenversicherung referierten.
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